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15  
6/2017  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 14. Dezember 2017 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.30 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vizebgm.      Klaudia Haberl  

  3.  GV.         Markus Kitzberger  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Dr. Renate Geist-Krojer  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger 
     8.  EG.         Daniela Jansch 
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Peter Reiter 
11.  EG.         Franz Huber  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  EG.        Helmut Katterbauer 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. GR.         Oskar Resch  
23.  EG.         Herbert Kritzinger  
24.  EG.         Martin Eder  
25.  GR.         Michaela Schuster  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger   
31.  GR.         Dr. Dunja Lamatsch  

  
 
 
Bürgerfragestunde / keine Anfragen 
 
6 Zuhörer 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 5.12.2017 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 9.11.2017 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  

 
 

Berichte des Bürgermeisters 
 

1) Gemeingebrauch Promenade. Die Klage der Marktgemeinde Seewalchen auf „Feststellung 
des Gemeingebrauchs und Bestehen einer Dienstbarkeit“ auf dem der Liegenschaft Hartl, 
Promenade 1b, vorgelagerten und asfaltierten Grundstreifen, wurde vom Bezirksgericht 
Vöcklabruck ABGEWIESEN.  
Dies mit der vorrangigen Begründung der Richterin, dass „KEINE NOTWENDIGKEIT“ für die 
Dienstbarkeit am Hartl-Grundstreifen besteht. Dies wäre jedoch ein zwingender Grund für die 
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Ersitzung, was nach Ansicht der Richterin nicht gegeben ist. Die Promenade sei lt. 
Richterspruch auch ohne den Grundstreifen von Hartl ausreichend breit und die Dienstbarkeit 
daher nicht notwendig. Der Gemeindevorstand beschloss in seiner Sitzung am 30.11. gegen 
das Urteil zu berufen. Gleichzeitig wurde vereinbart, der Familie Hartl ein Vergleichsangebot 
zur Bereinigung der verschiedenen Causen zu unterbreiten. 
 

2) Gemeingebrauch Promenade. Klage Liehmann, Schuster, Schranzhofer et al. Bei der 
ersten Tagsatzung beim BG V`bruck am 27.11.17 betr. Feststellung des Bestehens einer 
Dienstbarkeit (Geh- und Fahrtrecht) zugunsten der Gemeinde auf dem im asfaltierten Teil der 
Promenade liegenden Grundstücksstreifen vor der Gartenmauer der Liegenschaften Liehmann, 
Schuster, Schranzhofer et al. wurde von der Richterin mit Nachdruck auf eine einvernehmliche, 
vertragliche Regelung im Zuge eines Vergleichs hingewirkt. Bis zur nächsten Tagsatzung am 
15. Jänner 2018 sollen allfällige Eckpunkte für eine Vergleichsregelung übermittelt werden. 
Seitens des Gemeindevorstandes wurde angeregt, dieses Verfahren bis zum Abschluss des 
Hartl-Verfahrens ruhen zu lassen. 
  

3) Seniorenheime. Aufnahme erst ab Pflegestufe 4. Aufgrund des vom Nationalrat am 1.1.2017 
beschlossenen Pflegefondsgesetzes werden nunmehr auch im Bezirk Vöcklabruck am 
1.1.2018 Heimaufnahmen in Alten- und Pflegeheimen nur mehr an pflegebedürftige Personen 
ab der Pflegestufe 4 bewilligt werden. Ausnahmefälle bei besonderen sozialen Indikationen 
sind möglich.  

 
4) Lt. einer Mitteilung des AMS Vöcklabruck sind mit Ende Oktober 2017 im Bezirk 2.762 

Personen als arbeitslos gemeldet, davon 94 Personen aus Seewalchen. Die 
Arbeitslosenquote im Bezirk beträgt 4,6% (Vorjahr: 5,4%), in Oberösterreich 5% (Vorjahr: 
5,5%), in Österreich 7,9% (Vorjahr: 8,6%).  
 

5) Am 10. November wurde das neue Löschfahrzeug für die FF Kemating von der Firma 
Magirus Lohr fertiggestellt und von einer Abordnung der Feuerwehrkameraden der FFK nach 
Seewalchen geholt. Nach Abnahme durch den Landesfeuerwehrinspektor Kraml ist der 
Kaufpreis von rd. € 330.000.- zu bezahlen. 
 

6) Der Umbau des Feuerwehrhauses in Steindorf ist weitgehend abgeschlossen. Die 
Fahrzeuge sind bereits wieder im neuen Haus untergebracht. Nach den finalen 
Fertigstellungsarbeiten und der Einrichtung und Installierung des Kommandoraums ist die neue 
Einsatzzentrale der FF Steindorf fertig und in Betrieb. 
 

7) Causa Amthof. Mit Bescheid vom 17.11.17 wurde aufgrund der beim Lokalaugenschein am 
3.11.17 vorgefundenen Situation die Benützung des Amthofes für Wohnzwecke mit sofortiger 
Wirkung untersagt. Weiters wurden zahlreiche Auflagen erteilt, darunter die unverzügliche 
Einleitung von Maßnahmen zur Rattenbekämpfung und diverse Aufräumarbeiten in den 
Gebäuden und im Park.  
 

8) Die Abbrucharbeiten für das alte Volksschulgebäude wurden vom Gemeindevorstand nach 
erfolgter Ausschreibung an den Bestbieter Firma Katzlberger in Mettmach  mit einer 
Gesamtsumme von € 348.000.- vergeben. Der Auftrag zur Lieferung eines neuen 
Kleintransporters für den Bauhof wurde nach erfolgter Ausschreibung an den Bestbieter 
Firma Lenzenweger in Seewalchen erteilt (€ 40.247.-).  
 

9) LR Haberlander teilt mit, dass für den Neubau der Volksschule die Landesmittel lt. 
genehmigtem Finanzierungsplan (1. Tranche) in Höhe von € 250.000.- freigegeben wurden. 
Weiters, dass für die Ganztagsschule in der NMS Seewalchen eine Förderung in Höhe von € 
8.932.- und für den Stammtisch für Pflegende Angehörige eine Beihilfe in Höhe von € 400.- 
gewährt wird. 
 

10) LR Hiegelsberger teilt mit, dass aus seine Ressort € 40.000.- Bedarfszuweisungsmittel für den 
Straßenbau 2017 flüssig gemacht wurden. 
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11) Die Arbeiten an der ersten Etappe der Generalsanierung der Straßenbeleuchtung im 
Ortszentrum (Baulos Steindorferstraße-Hauptstraße) schreiten zügig voran. In der 
Steindorferstraße Teil 1 (ab Kreuzung Brucknerstraße) sind die Kabelverlegearbeiten 
abgeschlossen und die Künetten wiederasfaltiert. Die neuen Stahlmasten sind montiert und die 
neuen LED-Lampen in Betrieb genommen. In der Hauptstraße soll der Abschluss der Arbeiten 
und die Inbetriebnahme der neuen Beleuchtung noch vor Weihnachten erfolgen. Im Frühjahr 
wird das ursprünglich noch nicht vorgesehene Baulos Steindorferstraße 2 (Kreuzung 
Brucknerstraße bis Schlosserberg) eingeschoben, weil im Zuge von Kabelverlegearbeiten der 
Energie AG die Gemeinde hier kostengünstig die neuen Straßenbeleuchtungskabel 
mitverlegen kann.   
 

12) Information gem. Oö. Grundverkehrsgesetz 2006 – zu folgenden Rechtsgeschäften wurden 
vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
Kaufvertrag Josef Gebetsberger an Maria Ebner, Maria Kohlberger, Maximilian Kracher und 
Anna Sophia Kracher, KG. Litzlberg, EZ 1040 neu Teil 1 aus 1011/3 im Ausmaß von 34 m²  
Kaufvertrag Christine Schneeweiß an Alois Kirchgatterer, KG. Litzlberg, EZ 233, Erwerb der 
Grundstücke Nr. 2786/2, 2786/3, 2788/2 und 2825 im Gesamtausmaß von 6.918 m²    
Kaufvertrag Franz Schwarzenlander an Philipp Weber und Mag. Michaela Sobotka, KG. 
Seewalchen, EZ 183, Erwerb des Grundstückes Nr. 3382 im Ausmaß von 5.242 m². 
 

13) Nach einer Aufsichtsbeschwerde von DI Sepp Hoyer beim Land O.Ö. wegen nicht 
abgeschlossener Bauverfahren aus den 1960er Jahren betr. Badehütten auf 
Nachbargrundstücken seiner Liegenschaft (siehe Berichte GRS 9.11.17), nach einer 
entsprechenden Stellungnahme des Bürgermeisters und nach einer Erledigung seitens der 
Baurechtsabteilung in der IKD Direktion Inneres und Kommunales (siehe Berichte GR-Protokoll 
vom 9.11.17), langte am 10. November per E-Mail eine neuerliche Beschwerde in derselben 
Causa vom Miteigentümer der Liegenschaft von DI Hoyer (1016/7 KG Litzlberg), Herrn Dr. 
Josef Priglinger, im Büro von LHStv. Haimbuchner ein.  
 
Stein des Anstoßes ist insbesondere die Badehütte auf der Liegenschaft von Dr. Beclin Parz. 
1016/14 KG Litzlberg. Das baurechtliche Bewilligungsverfahren ist – wie bereits mitgeteilt – 
nicht abgeschlossen. Dies deshalb, weil Herr Adalbert Kallinger (früherer Eigentümer der 
Liegenschaft Hoyer-Priglinger und ursprünglich auch Eigentümer jener Seeufergrundstücke, 
auf denen die Badehütten stehen) gegen die Errichtung der Badehütten Berufung einlegte. Der 
Gemeinderat bestätigte zwar die Baubewilligungsbescheide des damaligen Bürgermeisters und 
wies die Berufungen ab. Die BH Vöcklabruck (als damalige Vorstellungsbehörde) hob die 
Bescheide des Gemeinderates allerdings aus formalrechtlichen Gründen auf, weil im 
Berufungsbescheid die Begründung der Ablehnung zu wenig ausformuliert war. Damit wäre 
eine neuerliche Berufungsentscheidung im Gemeinderat notwendig geworden. Die Causa 
wurde aber vom Bauamt dem Gemeinderat aus unerfindlichen Gründen nicht wieder vorgelegt.  
 
Im Jahr 2016 wurde dies im Zuge von diversen Nachbarschaftsproblemen bekannt. Die 
Weiterführung des noch offenen Verfahrens ist insofern nicht ganz einfach, weil einerseits bei 
der Entscheidung auf das damals geltende Baurecht abgestellt werden muss, und andererseits 
die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit aufgrund einer – zumindest auf Basis der aktuellen 
Vermessungspläne ersichtlichen -  Grenzüberbauung schwierig ist. Im Zuge des zu 
Jahresbeginn 2017 begonnenen Ermittlungsverfahrens, das durch die Erkrankung von 
Bauamtsleiter Arnitz dann nicht weitergeführt werden konnte, wurde neben dem erforderlichen 
Aktenstudium, der Kontaktaufnahme mit der Naturschutzbehörde, usw. auch ein 
Lokalaugenschein mit den Betroffenen durchgeführt. Die Aufarbeitung dieser Causa war, wie 
mit der Baurechtsabteilung vereinbart, für Anfang 2018 vorgesehen. 
 
Durch die neuerliche Beschwerde und durch das untenstehende Schreiben der IKD vom 
29.11.17 wurde nach Rücksprache des Bürgermeisters mit der Baurechtsabteilung das 
Ermittlungsverfahren umgehend wiederaufgenommen und am 5.12.17 vom Bauamt ein 
neuerlicher Lokalaugenschein durchgeführt, Fotos angefertigt und nach Überprüfung sämtlicher 
relevanter Akten Folgendes festgestellt: Für alle gegenständliche Badehütten liegen 
Naturschutzbewilligungen vor. Für die Badehütten auf den Parzellen 1016/31 (Holter) 
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und1016/31 (Bednar) liegen auch rechtskräftige Baubewilligungen vor. Für die Badehütten  auf 
den Parzellen 1016/14 (Beclin, 1016/29 (Lumesberger), 1016/30 (Ammerer-Willibald) und 
1016/5 (Kallinger-Prskawetz) ist das Bauverfahren wieder aufzunehmen und abzuschließen. 
Auf Parzelle 1016/13 wurde beim Lokalaugenschein keine Badehütte vorgefunden. 
 
Nach einem Telefonat des Bürgermeisters mit Dr. Priglinger am 23. November teilte dieser mit 
Mail vom 24. November mit, dass „versucht werde, mit Familie Beclin eine nachbarschaftliche 
Einigung betr. Badehütte zu finden.“ Weiters ersuchte Dr. Priglinger: „Bitte geben Sie uns 
einige Wochen Zeit und treffen Sie in baurechtlicher Hinsicht noch keine Entscheidung“. Der 
Bürgermeister informierte darüber telefonisch auch die Baurechtsabteilung. Nunmehr findet am 
18. Dezember ein „Runder Tisch“ mit den Betroffenen statt.  
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Zu Beginn der Sitzung nimmt der Bürgermeister der erstmals anwesenden Ersatzgemeinderätin Daniela 
Jansch  von der ÖVP – Fraktion das Gelöbnis ab. 
 
 
1. Festsetzung der Hebesätze für Steuern u. Abgaben im Jahr 2018 
 
Die Steuerhebesätze einer Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht festzusetzen, dass sie mit Beginn des 
neuen Finanzjahres in Kraft treten können. Die Grundsteuern bleiben gegenüber dem Jahr 2017 gleich. 
Die Hundeabgabe und die Kanalgebühren werden aufgrund der Beratungen im AK–Finanzen 
angepasst. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, die Grundsteuerhebesätze und die Hundeabgabe wie folgt 
festzusetzen: 

 
Grundsteuer f. land- u. forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit ...500 v.H. des Steuerm.Betrages, 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit.........................................500 v.H. des Steuerm.Betrages, 
Hundeabgabe mit ............................................................................ €    45,-  pro Hund, 
                                                                                                            €    20,-  für Wachhunde 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, die Kanalgebühren wie folgt festzusetzen: 
 
Ab 1. Jänner 2018: 
 
Anschlussgebühr  gem. § 2 Abs. 1:        € 21,94 p/m²  mindestens € 3.291,- 
 
Anschlussgebühr  gem. § 2 Abs. 2: 

Für die ersten 150 m² der Bemessungsgrundlage:  € 21,94 p/m² mindestens €  3.291,- 

ab 151 m² bis 250 m² der Bemessungsgrundlage:   € 16,39 p/m²    
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ab 251 m² bis 500 m² der Bemessungsgrundlage:  € 11,93 p/m²    

ab 501 m² bis 750 m² der Bemessungsgrundlage:   €   7,97 p/m²  

ab 751 m² der Bemessungsgrundlage:       €   4,96 p/m² 

 
Ab 1. Juli 2018: 
 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 2  €  113,81 (Grundgebühr) 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 3  €      4,07 p/m³ (verbrauchsabh. Gebühr) 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 6  €    22,61 Niederschlagswässer/500m² 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 6 Abs. 2  €      0,20 (Bereitstellungsgebühr) 
 
Zu den Kanalgebührensätzen wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 
 
 
GR. Dr. Gierlinger ersucht im Sinne der Fairness die Kanalbenützungsgebühren für Personen, die zB 
nur am Wochenende da seien und somit nur sehr wenig verbrauchen, im Arbeitskreis Finanzen zu 
beraten. 
 
GR. Hemetsberger R. weist drauf hin, dass die FPÖ immer ein Problem mit der Kanalgebühren-
erhöhung habe.  Bei der Wassereinleitungsgebühr habe man von 2015 auf 2018 eine Differenz von 27 
Cent, das bedeute bei 100 m3 Verbrauch treffe es den Bürger mit  27 Euro pro Jahr. Anders schaue es 
aus bei der Hausanschlussgebühr wo die Gebühr nach Quadratmeter berechnet werde. Er bringt dazu 
ein Beispiel wo es auf Grund seiner Berechnungen um eine Erhöhung von 350 Euro gehe. Aus diesem 
Grunde wird die FPÖ diesem Antrag nicht zustimmen. Er spricht sich für eine moderatere Anpassung 
der Gebühren aus, die Häuslbauer und Familien mit Kindern mit hohem Wasserverbrauch nicht 
übermäßig belasten. Bei allen anderen Gebühren wird die FPÖ jedoch zustimmen. 
 
GR Dipl..Ing.Hoyer weist darauf hin, dass in Pasching derzeit ein Verfahren laufe. Auch dort werden 
nach seinen Angaben Gebühren eingehoben die über der vom Land vorgeschriebenen Mindesthöhe 
liegen. Es sei noch nicht entschieden aber sicher auch für Seewalchen interessant, wie hier von den 
Richtern entschieden werde. 
 
Der Bürgermeister ist es eigentlich schon leid jedes Jahr das selbe zu diskutieren.   Die Gebührenge-
staltung einer Gemeinde sei eine der herausforderndsten und heikelsten Angelegenheiten. Es sei die 
Verantwortung jedes einzelnen Gemeinderates - und nicht des Bürgermeisters oder des Finanzre-
ferenten - hier durch sein Abstimmungsverhalten und der rechtzeitigen Beantragung irgendwelcher 
Änderungen oder Anpassungen, das so zu machen, dass man auch rechtzeitig reagieren könne und 
nicht dann wenn es um die Beschlussfassung gehe. Er finde es nicht in Ordnung zuerst dem Entwurf 
zuzustimmen und dann bei der Beschlussfassung zu sagen, dass es doch wieder nicht Recht sei. Zur 
Sache selbst – Gerade was die Kanalbenützungs- und Anschlussgebühr anlange, glaube er, dass es 
der falsche Platz sei über Soziales und dergleichen nachzudenken, denn hier gehe es um 
Dienstleistungen.  Man solle an das Problem mit den Senkgruben denken, das man vor dem Kanalbau 
gehabt habe. Alle haben es geschätzt, als der Kanal gekommen sei und man hatte kaum Beschwerden 
über die Höhe der Gebühren. Die Gemeinde erbringt hier eine Leistung und baue Millionen in die Erde 
damit die Bürger auf Knopfdruck sämtliche Abwässer ordnungsgemäß und zu einem leistbaren Tarif 
entsorgen können. Er finde es nicht in Ordnung jedes Jahr wieder „die Überschüsse der Gemeinde“ zur 
Sprache zu bringen. Ja man erwirtschafte Überschüsse, weil es ein Betrieb gewerblicher Art sei. Es sei 
der einzige Bereich im Sektor Kommunalwesen wo man Erlöse erwirtschafte.  Man müsse sich vor 
Augen halten, dass die Gewinne, die man derzeit erwirtschaftet zum Teil deswegen da seien, weil man 
zur Zeit ein sehr geringes Zinsniveau habe. Wenn es zu Zinserhöhungen komme, dann seien die 
Überschüsse weg und dann gehe es darum, den Kanalbetrieb wieder kostendeckend zu führen. Also 
freue man sich doch über eine Zeit, wenn man als Gemeinde gut wirtschaften und in sinnvolle Projekte 
investieren könne.  
 
Für GR.Dipl.Ing.Hoyer ist es eine Selbstverständlichkeit, wenn Gebühren geprüft werden und er wartet 
gespannt auf die Entscheidung in Pasching. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 7  

 
 
Der Bürgermeister stellt den 3. Antrag, die Gebühren für die Einrichtung Essen auf Rädern wie 
folgt festzusetzen: 
 
Ab 1.1.2018: 

 
Normaltarif   € 7,91 
Erm. Tarif   € 7,00 

 
Zu diesen Gebührensätzen wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 3. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
2. Voranschlag für das Finanzjahr 2018 
 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2018 ist gemäß § 76 Abs. 2 der O.ö. Gemeindeordnung 
1990 zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. Gegen diesen 
Entwurf sind keine Erinnerungen eingebracht worden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK-Finanzen den Voranschlag für das Finanzjahr  
2018 wie folgt zu genehmigen: 

 
Ordentlicher Haushalt:           Ausgaben :   €  10.192.800,-   

Einnahmen:  €  10.192.800,-                             
 
Außerordentlicher Haushalt:  Ausgaben :   €    5.336.500,-  
                Einnahmen:  €    5.336.500,- 

    
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2018 zur Aufrechterhaltung der Zahlungs-
fähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit € 2,548.200,- fest-gesetzt. 
In diesem Höchstbetrag sind keine Kassenkredite enthalten, die auf Grund früherer Ermächtigungen 
aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. 
 
Der Gesamtbetrag der Darlehen, die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Voranschlages bestimmt sind, wird mit € 2,846.000,- festgesetzt.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister stellt die Zusatzanträge, 
 

1)  den Dienstpostenplan lt. Beilage zum Budgetentwurf 2018 festzusetzen 
 
2) die Förderungen und Zuschüsse, welche die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im  
    Jahr 2018 an diverse Vereine und Institutionen gewährt, lt. vorliegender Aufstellung mit    
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    einer Gesamthöhe von  € 605.900,-  festzusetzen 
 
3) die Schulbudgets für das Jahr 2018 in folgender Höhe festzusetzen: 
 

Volkschule Seewalchen         € 16.000,--  
Neue Mittelschule Seewalchen    € 15.000,--  
Musikschule           €   2.500,-- 

 

4) die Richtlinien für die Budgetabwicklung in den angeführten Schulen zu beschließen. 
 
GR. Dipl. Ing. Hoyer fragt an, ob man den Ansatz für die Stromkosten  für das VS - Containerdorf,  wie 
im Ausschuss angeregt, überprüft habe. AL. Binder bejaht dies. 
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Zusatzanträge durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
3. Mittelfristiger Finanzplan für die Jahre 2018 - 2022 
 
Dieser mittelfristige Finanzplan umfasst ein ambitioniertes Investitionsprogramm für die nächsten fünf 
Jahre. Er enthält insgesamt Ausgaben in Höhe von € 13.462.500,- . 
 
Die Finanzierung der Projekte in den Jahren 2018 und 2019 ist weitgehend gesichert. Bei einigen 
Vorhaben gibt es noch keine gesicherte Finanzierung. Der Grund liegt einerseits an den fehlenden 
Förderzusagen und andererseits an den fehlenden Eigenmitteln der Gemeinde. Einen wichtigen 
finanziellen Rückhalt bilden die noch vorhandenen Rücklagen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des AK–Finanzen den mittelfristigen Finanzplan für die 
Jahre 2018 – 2022 zu beschließen! 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
4. VFI & Co KG - Voranschlag für das Finanzjahr 2018 
 
Das Budget für die Gemeinde-KG wurde im Arbeitskreis Finanzen beraten. Es umfasst, den laufenden 
Betrieb der Neuen Mittelschule Seewalchen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den Voranschlag für den VFI Seewalchen & Co KG für das Finanzjahr 2018 wie folgt zu 
genehmigen: 

 
Ordentlicher Haushalt:          Ausgaben :   €  45.500,-   

Einnahmen:  €  45.500,-     
 
GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass ihr die Beratungskosten von € 6000 Euro für die 
Steuerberatungsfirma bei einem Buchungsvolumen von rd. € 35.500,- sehr hoch erscheine. Noch dazu 
werden die Buchungsarbeiten im Gemeindeamt durchgeführt. 
 
Der Amtsleiter sagt dazu, dass es sich hier nicht nur um Steuerberatungskosten sondern auch um 
Beratungskosten im Zusammenhang mit der Änderung der KG – Geschäftsführung und der 
Buchhaltungsumstellung handle. Die Kosten für die jährliche Bilanz belaufen sich ungefähr auf rd. € 
3.500,--.  
 
GR.Hemetsberger R. betont, dass auch ihm die Beratungskosten aufgefallen seien und es wäre 
vorteilhalft, die Kosten getrennt auszuweisen. Weiters fragt er, ob man sich bezüglich der Mehrwert-
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steuer in der KG Gedanken gemacht habe. Die KG war momentan von Vorteil für die Gemeinde. Man 
müsse schauen, ob sich das für die Zukunft wirklich lohne, daher werde sich die FPÖ enthalten.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 7  

 
 

5. Volksschulneubau 
a) Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für den Volksschulbau 
  
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee hat zur Finanzieurng des Volksschulneubaus ein 
Zwischenfinanzierungsdarlehen in Höhe von € 4,000.000 zur Vorfinanzierung der Landes- und BZ-Mittel 
für die Dauer von 9 Jahren öffentlich in der ALZ ausgeschrieben. Dazu haben insgsamt 5 Bankinstitute 
ein Angebot gelegt.  
Als Bestbieter ist dabei die Bank Austria mit einem variablen Zinsaufschlag auf den 6-Monats-Euribor in 
Höhe von 0,49% hervorgegangen  (siehe im Akt befindlichen Angebotsspiegel). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
das Zwischenfinanzierungsdarlehen  bei der Bank Austria lt. vorliegender Darlehenszusage 
aufzunehmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

5. Volksschulneubau 
b) Aufnahme eines Finanzierungsdarlehens für den Volksschulbau 
  
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee hat zur Finanzierung des Volksschulneubaus neben einem 
Zwischenfinanzierungsdarlehen  auch ein Finanzierungsdarlehen mit einer Darlehenshöhe von € 
369.000,- öffentlich ausgeschrieben. Dazu haben insgsamt 5 Bankinstitute ein Angebot gelegt.  
Ausgeschrieben wurde sowohl eine varabale Verzinsung als auch eine Fixzinsvariante. 
Als Bestbieter ist dabei sowohl bei der variablen Verzinsung als auch bei der Fixzinsvariante für 15 und  
20 Jahre die Volksbank OÖ. hervorgegangen.  
 
Die anbotlegeneden Banken als auch die angebotenen Verzinsungsvarianten und Zinssätze sind dem 
beigefügten Anbotspiegel zu entnehmen! 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
das Finanzierungsdarlehen mit der angebotenen Fixzinsvariante mit einer Bindung auf 20 Jahre 
und einem Fixzinssatz von 1,58% bei der Volksbank OÖ. aufzunehmen. 
 
GR.Hemetsberger R. zeigt sich erfreut, dass das heimische Bankinstitut das Bestangebot gemacht hat. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
6. Nachwahlen 
    a) Nachwahl der SPÖ Fraktion in den Sozialausschuss 
    b) Nachwahl einer/eines Sozialausschussobfrau / Omann 
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Durch den Verzicht von Roswitha Mohr auf das Mandat im Gemeinderat und auch auf die 
Ersatzmitgliedschaft  sind Nachwahlen erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die SPÖ-
Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen 
soll. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Von der SPÖ-Fraktion liegen gültige  Wahlvorschläge für den Sozialausschuss vor – abstimmungs-
berechtigt ist die SPÖ – Fraktion! 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der SPÖ – Fraktion für die Wahl 
zum Mitglied im Sozialausschuss abstimmen:  
 
Mitglied: 
Oskar Resch 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der SPÖ – Fraktion für die Wahl 
zum Obmann im Sozialausschuss abstimmen:  
 
Obmann: 
Oskar Resch 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
 
7. Verkehrsangelegenheiten 
Erlassen eines Halte- und Parkverbotes auf der Rudolf Schuh – Straße beim Schulzentrum 
 
Im Zusammenhang mit dem demnächst beginnenden VS-Neubau müssen diverse Maßnahmen gesetzt 
werden. Dzt. halten (und parken) Eltern, die ihre Kinder mit dem Auto zu den Schulen bringen, oft in der 
Schuhstraße entlang des Gehsteigs. Damit für den Bus ausreichend Platz auf der Fahrbahn vorliegt, 
dürfen die Autos dort nicht mehr auf der Fahrbahn parken.  
 
Obm.Ing.Mayrhofer stellt den Antrag, die vorliegende Verordnung zu erlassen. 
 
Obm.Ing.Mayrhofer lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
8. Allfälliges: 
 
GR.Mag.Kölblinger fragt wie es mit Lenzenweger- bzw. Moser-Grund ausschaue. 
Der Bürgermeister antwortet, dass es keine aktuellen Neuigkeiten gebe. Er habe mit Herrn Moser 
gesprochen und ihn über den Sachverhalt informiert. Dieser hat sich bis heute nicht geäußert. 
 
GR.Dipl.Ing.Hoyer informiert über eine am 21.9.2017 stattgefundene Prüfungsausschuss - Sitzung. 
Thema sei die Kanalbauendabrechnung Gerlham gewesen.  Es sei  beschlossen worden, dass bis 
November  2017 ein Bericht von der Bauleitung vorzulegen sei. Bei der Prüfung sei ihm  aufgefallen, 
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dass da einige Verrechnungen nicht vertragskonform gewesen sind. Ihn würde interessieren, wie sich 
diese Angelegenheit aus heutiger Sicht darstelle. 
Der Bürgermeister erwidert, dass der Püf.A. Obmann demnächst eine Sitzung einberufen werde und die 
Stellungnahme vom Herrn Dipl.Ing.Dienesch zur Kenntnis bringen werde.  
 
GR.Dipl.Ing.Hoyer fragt, ob gegen den im GR am 9.11.2017 beschlossenen Berufungsbescheid - 
Steinbichler ein Einspruch eingelangt sei. Der Bürgermeister antwortet, dass eine Beschwerde an das 
Landesverwaltungsgericht eingegangen sei. 
 
GR. Dr.Lamatsch spricht die gefährliche Parksituation beim Schulweg an und zeigt dies anhand von 
Fotos.  Sie ersucht weiters um einen Lösungsansatz bezüglich der Parkplatzsituation auf dem 
Eislaufplatz (Wohnnmobile und Arbeitsgeräte). Der Bürgermeister sichert zu, das noch einmal 
anzuschauen und zu prüfen. 
 
EG. Dr.Geist-Krojer erkundigt sich, wie es mit der Rattenjagd beim Amthof weitergehe. Der 
Bürgermeister antwortet, dass die mit der Rattenvernichtung beauftragte Firma postive Rückmeldungen 
machen konnte und demnächst eine abschließende Begehung stattfinden werde.  
 
GV.Hauschildt-Buschberger erwähnt, dass eine  Außerlandesbringung für eine Flüchtlingsfamilie kurz 
vor Weihnachten drohe. Diese Menschen haben sich in Seewalchen integriert und nun bestehe die 
Gefahr, dass sie abgeschoben werden. Sie appeliere an Alle, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, dass 
sie bleiben dürfen.  
 
Gemeinderat Oskar Resch trägt anlässlich des 20 – Jahrjubiläums des Bürgermeisters ein Gedicht vor 
und überreicht es diesem im Anschluss. 
 
Abschließend bedanken sich die Fraktionsobleute und Frau Vizebgm.Hemetsberger für die gute 
Zusammenarbeit und richten ihre Weihnachts- und Neujahrwünsche an Herrn Bürgermeister und den 
Gemeinderat. Der Amtsleiter bedankt sich für die gute Zusammenarbeit und das entgegengebrachte 
Vertrauen und wünscht Frohne Weihnachten und ein Gutes neues Jahr. 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 9.11.2017 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:15 Uhr.  
  
 

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
 
  
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
8.2.2018 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 
54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
Der Vorsitzende: 

 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
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Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  

 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GV. Markus Kitzberger)  
 
  

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
 
 
  
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)  


